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GEMEINDE WILLENDORF 
2732 Willendorf, Puchberger Straße 36 

Telefon 02620 / 2261 FAX DW 20 

 
SITZUNGSPROTOKOLL  

 
über die mittels Einladungskurrende vom 7. Dezember 2020  öffentliche und ordentliche Sitzung des 
Gemeinderates am Montag, den 14. Dezember 2020 um 19.00  Uhr  im Bauhof  der Gemeinde 
Willendorf. 

Tagesordnung  

1. Eröffnung, Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Bericht des Prüfungsausschusses über durchgeführte Kassaprüfung 
3. Beschluss über Voranschlag und Dienstpostenplan 2021 und mittelfristigen Finanzplan 2022-

2025 
4. Beschluss über Nachtragsvoranschlag 2020 
5. Beschluss über Abfallwirtschaftsverordnung nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 

 
Anschließend an die Tagesordnung: 
Bericht des Bürgermeisters 
Anträge und Wünsche 
 
Beginn:  19:00  Uhr 
Ende:     20:12  Uhr                                                                   
 
Anwesende: 
Bürgermeister Ing. Johannes Bauer als Vorsitzender 
 
Mitglieder des Gemeinderates: 
GGR Mag. Edwin Stangl, GGR Uwe Sodl, GGR Ing. Werner Aschenbrenner, GGR Ing. Josef 
Mühlhofer, GR Robert Kotrc, GR Roland Haselbacher,GR Robert Tisch, GR Waldl Andrea, GR 
Hermann Pichler, GR Daniel Zwickl, GR Andreas Pichler, GR Angela Reiterer, GR Moritz Stummer,  
 
entschuldigt:  
Vzbgm. Renate Hecher , 
 
Schriftführer: Reiterer Angela 
 
Zu Punkt 1: 
Der Bürgermeister begrüßt die erschienenen Mitglieder und stellt die Beschlussfähigkeit fest.  
Herr Bgm. Ing. Hannes Bauer stellt den Dringlichkeitsantrag gem. § 46 Abs. 3 NÖ Gemeindeordnung 
1973, den Initiativantrag gemäß § 16 NÖ Gemeindeordnung „Schließung des Bahnüberganges 
Klammweg km 16,205, Erhalt des Bahnüberganges Dörfles Feldweg „Alte Säge“ km 14,012 in die 
Tagesordnung unter Punkt 6 aufzunehmen und inhaltlich zu behandeln.  
Beschluss: Der Antrag wird angenommen   
ABSTIMMUNGSERGEBNIS:  einstimmig 
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Es ergibt sich folgende Tagesordnung:  
 

1. Eröffnung, Begrüßung, Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Bericht des Prüfungsausschusses über durchgeführte Kassaprüfung 
3. Beschluss über Voranschlag und Dienstpostenplan 2021 und mittelfristigen Finanzplan 2022-

2025 
4. Beschluss über Nachtragsvoranschlag 2020 
5. Beschluss über Abfallwirtschaftsverordnung nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 
6. Initiativantrag gemäß § 16 NÖ Gemeindeordnung „Schließung des Bahnüberganges 

Klammweg km 16,205, Erhalt des Bahnüberganges Dörfles Feldweg „Alte Säge“ km 14,012 
 
 
Zu Punkt 2:  
Der Vorsitzende erteilt dem Obmann des Prüfungsausschusses Herrn GR Robert Tisch das Wort. Der 
Obmann bringt dem Gemeinderat den schriftlichen Bericht über das Ergebnis der letzten Prüfung der 
Kassengebarung vom 7. Dezember 2020 zur Kenntnis. Diesem  Bericht des Prüfungsausschusses sind  
die schriftlichen Äußerungen des Bürgermeisters und des Kassenverwalters angeschlossen. 
Der Bericht wird einstimmig zur Kenntnis genommen. 

 
Zu Punkt 3: 
Sachverhalt: 

Der vom Bürgermeister erstellte Entwurf des Voranschlages 2021 lag in der Zeit vom 23.11.2020 bis 
7.12.2020 am Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht auf. Stellungnahmen sind keine eingegangen 
Jeder im Gemeinderat vertretenen Wahlpartei und allen Gemeinderäten  wurde eine Ausfertigung des 
Voranschlagsentwurfes  mit MFP und Erläuterung der Voranschlagssummen ausgefolgt. Die dazu 
ergangenen Anfragen wurden per Email beantwortet.  
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge den vorliegenden Entwurf des 
VORANSCHLAGES 2021  mit Dienstpostenplan und MFP 2022-2025 beschließen.  
Beschluss: Der Antrag wird angenommen   
ABSTIMMUNGSERGEBNIS:  einstimmig 

 
 
Zu Punkt 4:  
Sachverhalt: 

Der vom Bürgermeister erstellte Entwurf des 1. Nachtragsvoranschlages 2020 lag in der Zeit vom 
23.11.2020 bis 7.12.2020 am Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht auf. Stellungnahmen sind keine 
eingegangen. Jeder im Gemeinderat vertretenen Wahlpartei und allen Gemeinderäten  wurde eine 
Ausfertigung des Nachtragsvoranschlages 2020 ausgefolgt.  
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge den vorliegenden Entwurf des  
1. Nachtragsvoranschlages 2020 beschließen.  
Beschluss: Der Antrag wird angenommen   
ABSTIMMUNGSERGEBNIS:  einstimmig 

 
 
Zu Punkt 5: 
Sachverhalt: Dem Gemeinderat wird die Abfallwirtschaftsverordnung nach dem NÖ 
Abfallwirtschaftsgesetz 1992 zur Kenntnis gebracht. 
Antrag des Bürgermeisters: Der Gemeinderat möge den Beschluss fassen,  die 
Abfallwirtschaftsverordnung nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992  laut Beilage A zum GR 
Protokoll zu genehmigen. 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS: einstimmig beschlossen 
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Zu Punkt 6: 
Sachverhalt: 

Der Bürgermeister berichtet, dass ein Initiativantrag gemäß § 16 NÖ Gemeindeordnung eingegangen 
ist. Die Unterzeichneten begehren: Der Gemeinderat möge bitte betreffend Schließung und Sicherung 
von Eisenbahnkreuzungen im Gemeindegebiet folgendes behandeln und beschließen: 
Schließung des Bahnüberganges Klammweg km 16,205. Erhalt des Bahnüberganges Dörfles Feldweg 
„Alte Säge“ km 14,012. Diese Variante bringt eine Kostenersparnis von € 150.000,00 
(Schrankenanlage Klammweg € 700.000,00 – Lichtzeichenanlage 
Dörfles Alte Säge € 550.000,00 ergibt die Ersparnis von € 150.000,00) 
 
Begründet wird dieser Antrag durch die Unterzeichneten wie folgt:  
Der Umweg für die Bewohner des Klammweges beträgt durch die Schließung des Bahnüberganges 
Klammweg km 16,205 unter 300m.   
Durch die Schließung des Bahnüberganges Klammweg km 16,205 ist jedoch eine Verlegung der 
Wohnstraße von Kinderheimgasse 10 zu dem Bereich ab Kinderheimgasse 14 erforderlich. Diese 
Variante wäre auch sicherer, da die Kinderheimgasse hier eine Sackgasse ist und keine Bahngleise 
vorbeiführen. 
 
Der Umweg für den landwirtschaftlichen Verkehr beträgt durch die Schließung des Bahnüberganges 
Alte Säge km 14,012 mehr als 2 km und führt durch Wohngebiete. 
 
Für die Schließung des Bahnüberganges Klammweg erhält die Gemeinde vom Land NÖ € 30.000,00. 
Es ist kein Ersatzweg zu errichten, 
es ist kein Flächenankauf erforderlich, 
es sind keine Sicherungsmaßnahmen erforderlich.  
 
Der Bürgermeister nimmt zum Antrag wie folgt Stellung: 
Für diesen formulierten Antrag, fehlen derzeit die Grundlagen. Der aktuelle Stand ist seit den 
Ausführungen in der September-Ausgabe unseres Gemeindeblattes unverändert. Corona-bedingt gab 
es keine Besprechungen und für die Überprüfung durch den Sachverständigen des Landes gibt es noch 
keinen Termin. Erst wenn dieser Verkehrssachverständige die notwendigen Sicherungsmaßnahmen 
festlegt, weiß man konkret, was überhaupt gefordert wird und mit welchen Kosten dies verbunden 
wäre.  
Aus eigenem Antrieb können wir keine Bahnübergänge schließen. Der Antrag auf Schließung des 
Bahnüberganges Klammweg ist bezüglich der Zu- und Abfahrt von LKW und landwirtschaftlichen 
Nutzfahrzeugen wegen der spitzwinkligen Abbiegung bei der Kinderheimgasse äußerst problematisch. 
Ein Abbiegen würde teils wohl sogar unmöglich gemacht, was zu einem ersten Problem für die rund 
70 Haushalte und für die rund 50 Waldbesitzer des „Gmoawaldes“ werden könnte.  
Zum Antrag die bestehende Wohnstraße bei den Aura-Häusern in der Kinderheimgase auf die Höhe 
Kinderheimgasse 12 zu verlegen ist anzumerken, dass es sich um eine Privatstraße handelt die 
privaten Eigentümern gehört und nicht der Gemeinde. Die Bewohner der aktuellen Wohnstraße haben 
sich seinerzeit mit einer Unterschriftenliste für diese Wohnstraße eingesetzt. Es wäre daher 
erforderlich, mit den Anrainern Rücksprache zu halten und abzuklären, dass ihre Wohnstraße gegen 
eine Durchfahrtsstraße getauscht wird.  
 
Der Antrag, den Bahnübergang bei der Alten Säge in Dörfles zu erhalten, ist Mangels Auftrag zur 
Schließung verfrüht. Es wird angemerkt, dass der Erhalte ein allgemeines Anliegen ist, egal ob 
Anrainer, Feuerwehr, Gemeinderat oder Freizeitverkehr. Es wird klargestellt, dass die Gemeinde, 
soweit es in ihrer Macht steht, grundsätzlich gegen die Schließung auch nur eines einzigen 
Überganges ohne entsprechende Erstsatzvornahme ist und die bestmögliche Lösung für alle 
BürgerInnen erreichen wollen.  
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Es wurde mit etlichen Personen, deren Unterschrift sich unter diesem Antrag befindet Kontakt 
aufgenommen und wurde von diesen erklärt, dass sie nur gegen die Schließung des Bahnüberganges 
alte Säge unterschrieben hätten.  
 
Die Sitzung wird vom Bürgermeister kurz unterbrochen um Herrn Andreas Schloffer zu seiner 
Unterschrift zu befragen. Dieser bestätigt diese Aussage und merkt aber an, dass er im guten Glauben 
unterschrieben hat es versäumt hat sich den Antrag im Detail durchzulesen. Er zieht hiermit seine 
Unterschrift zurück.  
 
Frau GR Waldl stellt den Antrag, folgendes zu protokollieren:  
Der vorliegende Antrag befand sich bei den Unterschriftenlisten. Es wird angenommen, dass jeder 
liest was er unterschreibt. Die Unterschriften kamen rechtmäßig zustande.  
 

 

Initiativantrag zu Abstimmung:  
Der Gemeinderat möge bitte betreffend Schließung und Sicherung von Eisenbahnkreuzungen im 
Gemeindegebiet folgendes beschließen: 
Schließung des Bahnüberganges Klammweg km 16,205. Erhalt des Bahnüberganges Dörfles Feldweg 
„Alte Säge“ km 14,012 
Beschluss: Der Antrag wird abgelehnt 
ABSTIMMUNGSERGEBNIS:  mehrstimmig 
1 Stimme dafür (GR Wald Andrea) 
1 Stimmenthaltung ( GR Moritz Stummer) 
12 Stimmen dagegen: (GGR Mag. Edwin Stangl, GGR Uwe Sodl, GGR Ing. Werner Aschenbrenner, 
GGR Ing. Josef Mühlhofer, GR Robert Kotrc, GR Roland Haselbacher,GR Robert Tisch, GR 
Hermann Pichler, GR Daniel Zwickl, GR Andreas Pichler, GR Angela Reiterer,  
 
Der Initiativantrag und der Aktenvermerk von Herrn Andreas Schloffer befinden sich als Beilage zu 
diesem Sitzungsprotokoll.  
 
Der Bürgermeister stellt noch den Antrag abzustimmen, ob die weitere Vorgangsweise betreffend 
Umlaufbeschlüssen des Gemeinderates  durch Videokonferenzen ersetzt werden sollen: 
 
2 Stimmen für Videokonferenzen 
12 Stimmen für Umlaufbeschlüsse per Email 
 
 
Weitere Berichte stehen im Gemeindeblatt. 
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BEILAGE A zum Gemeinderatsprotokoll vom 14. Dezember 2020 

Der Gemeinderat der Gemeinde Willendorf hat in seiner Sitzung am 14. Dezember 2020 folgende 

 

Abfallwirtschaftsverordnung 

nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 

für die Gemeinde Willendorf 

beschlossen: 

§ 1 

In der Gemeinde Willendorf werden folgende Abgaben für die Durchführung der Müllabfuhr erhoben: 

 

a) Abfallwirtschaftsgebühren  

b) Abfallwirtschaftsabgaben  

§ 2 

Pflichtbereich 

 

Der Pflichtbereich umfasst das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Willendorf  

§ 3 

Aufzählung der neben Müll in die Erfassung und Behandlung 

einbezogenen Abfallarten 

 

Neben Müll wird Sperrmüll in die Erfassung und Behandlung miteinbezogen. 

§ 4 

Erfassung und Behandlung von Abfällen 

 

(1) im Pflichtbereich sind Siedlungsabfälle entsprechend den zur Verfügung gestellten Müllbehältern und den entsprechenden 

Vorschriften getrennt nach 

1. Restmüll 

2. kompostierbaren (biogenen) Abfällen 

3. Altstoffen (Papier, Kartonagen, Glas) 

4. Wertstoffen [Grüne Tonne] (Verpackungskunststoffe, Verpackungsmetalle, Nicht-Verpackungskunststoffe, Nicht-

Verpackungsmetalle) 

5. Sperrmüll 

zu sammeln. 

 

(2) Restmüll ist in den zugeteilten Müllbehältern mit einem Volumen von 60 Liter und 240 Liter je Abfuhr zu sammeln und wird von der 

Liegenschaft abgeholt (Holsystem) 

Restmüll wird einer thermischen Behandlung zugeführt. 

 

(3) Kompostierbarer (biogener) Abfall ist in den zugeteilten Müllbehältern mit einem Volumen von  120 Liter und 240 Liter je Abfuhr zu 

sammeln und wird von der Liegenschaft abgeholt (Holsystem). 

Ausgenommen sind jene Grundstücke, bei welchen der Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigte selbst eine sachgemäße 

Kompostierung im örtlichen Nahbereich durchführt. 

Biogener Abfall wird einer sachgemäßen Kompostierung zugeführt. 

 

(4) Altpapier ist in den zur Verfügung gestellten Müllbehältern mit einem Volumen von 240 Liter je Abfuhr zu sammeln und wird von der 

Liegenschaft abgeholt (Holsystem). 

Altpapier wird einer stofflichen Verwertung zugeführt. 

 

(5) Altglas sind in die im Gemeindegebiet zur Verfügung gestellten Containern (Sammelinseln) einzubringen (Bringsystem). 

Altglas wird einer stofflichen Verwertung zugeführt. 
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(6) Wertstoffe sind in dem zugeteilten Müllbehälter (Grüne Tonne) mit einem Volumen von 240 Liter zweimal und 1100 Liter je Abfuhr 

zu sammeln und werden von der Liegenschaft abgeholt (Holsystem). 

Wertstoffe werden sortiert und weitestgehend einer stofflichen Verwertung zugeführt. 

 

(7) Sperrmüll wird zweimal jährlich von der Liegenschaft abgeholt (Holsystem). 

Sperrmüll wird sortiert und weitestgehend einer stofflichen Verwertung zugeführt. 

§ 5 

Durchführung der Abfuhr 

 

(1) Bei vorübergehendem Mehrbedarf können Müllsäcke gegen Entrichtung der entsprechenden Gebühren und Abgaben beim 

Gemeindeamt bezogen werden. Eine Rückverrechnung nicht zur Verwendung gelangter Müllsäcke ist nicht möglich.  

 

(2) Zur Lagerung, Sammlung und Bereitstellung des Mülls dürfen nur die vom Abfallwirtschaftsverband Neunkirchen bereitgestellten 

Müllbehälter verwendet werden. Die Müllbehälter dürfen nur soweit gefüllt werden, dass ihre Deckel stets einwandfrei geschlossen 

gehalten bleiben können. Ein Einstampfen oder Einschlemmen des Mülls in die Müllbehälter ist verboten. Der Müll darf dem Behälter 

nicht in heißem Zustand zugeführt werden. Ebenso ist das Abbrennen von Müll in den Behältern verboten. Müllsäcke müssen in 

zugebundenem Zustand zur Abholung bereitgestellt werden. 

 

(3) Am Abfuhrtag sind die Müllbehälter im Pflichtbereich an der Grundstücksgrenze so bereitzustellen, dass hierdurch der öffentliche 

Verkehr nicht beeinträchtigt wird und die Abfuhr ohne Schwierigkeit und Zeitverlust möglich ist. Nach erfolgter Entleerung sind die 

Müllbehälter ehestens an ihren Aufstellungsort zurückzubringen. 

 

(4) Die beigestellten Müllbehälter verbleiben im Eigentum der Gemeinde.  Die Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten haften 

für die von ihnen verursachten Schäden, die durch eine unsachgemäße Behandlung von Müllbehältern entstehen. Die 

Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten haben auch für die Reinigung der Behälter zu sorgen. 

 

(5) Ist mit einem nicht nur vorübergehenden Mehranfall von Müll zu rechnen, muss dies rechtzeitig der Gemeinde zwecks Zuteilung 

zusätzlich benötigter Müllbehälter gemeldet werden. Organe der Gemeinde sind darüber hinaus berechtigt, jederzeit selbst 

festzustellen, ob die vorhandenen Müllbehälter für die Aufnahme des anfallenden Mülls ausreichen. Ist dies nicht oder nicht mehr der 

Fall, werden zusätzliche Müllbehälter zugeteilt.  

 

(6) Kann die Entleerung der Müllbehälter aus Verschulden des Grundstückseigentümers bzw. Nutzungsberechtigten oder dessen 

Beauftragten nicht durchgeführt werden, erfolgt diese erst bei der nächsten regelmäßigen Abfuhr oder mittels zusätzlicher Entleerung 

gegen Kostenersatz. 

§ 6 

Abfuhrplan 

 

(1) Im Pflichtbereich werden 

a) 13 Einsammlungen von Restmüll  

b) 6  Einsammlungen von Altpapier  

c) 16 Einsammlungen von kompostierbaren Abfällen 

d) 12 Einsammlungen von Wertstoffen 

durchgeführt. 

Die genauen Sammeltermine werden gesondert bekannt gegeben. 

 

 

(2) Im Pflichtbereich erfolgt die Sammlung des Sperrmülls zweimal jährlich durch Abholung gegen vorherige Anmeldung durch den 

Grundstückseigentümer bzw. Nutzungsberechtigten.  

§ 7 

Abfallwirtschaftsgebühr und Abfallwirtschaftsabgabe 
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(1) Die Abfallwirtschaftsgebühr errechnet sich aus einem Behandlungsanteil 

und einem Bereitstellungsanteil. 

 

(2) Die Berechnung des Behandlungsanteiles erfolgt durch Multiplikation der Anzahl der festgesetzten Abfuhrtermine und der 

Grundgebühr der zugeteilten Müllbehälter. 

 

(3) Die Grundgebühr je Müllbehälter beträgt: 

 

1. Für die Abfuhr von Restmüll 

a) für einen Müllbehälter von 60 Liter €  1,86 

b) für einen Müllbehälter von 240 Liter €  7,44 

c) für eine Grüne Tonne von 240 Liter €  7,60 

d) für eine Grüne Tonne von 1100 Liter € 34,83 

 

Bei Müllbehältern für eine einmalige Benützung  (Grüne Tonne Sack) mit 120 Liter beträgt € 5,14  

 

2. Für die Abfuhr von kompostierbaren (biogenen) Abfällen:  

a) für einen Müllbehälter von 120 Liter €  2,28… 

b) für einen Müllbehälter von 240 Liter € 4,56 

 

(4) Die Abfallwirtschaftsabgabe beträgt 20 % der Abfallwirtschaftsgebühr  

§ 8 

Fälligkeit 

 

Die Abfallwirtschaftsgebühr und die Abfallwirtschaftsabgabe sind in vier gleichen Teilbeträgen zu entrichten. Die Teilbeträge sind jeweils 

am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. des Jahres fällig. 

§ 9 

Erhebung der Bemessungsgrundlagen 

 

Zur Ermittlung der für die Bemessung der Abfallwirtschaftsgebühr maßgeblichen Umstände haben die Grundstückseigentümer bzw. 

Nutzungsberechtigten die von der Gemeinde aufgelegten Erhebungsbögen richtig und vollständig auszufüllen und innerhalb von zwei 

Wochen nach Zustellung beim Gemeindeamt abzugeben. 

§ 10 

Umsatzsteuer 

 

Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Verordnung, gelangt die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des 

Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils geltenden Fassung, zur Verrechnung. 

 

§ 11 

Schluss- und Übergangsbestimmung 

 

Die Abfallwirtschaftsverordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft. 

Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, ist der bisher geltende Abgabensatz 

anzuwenden. 

 

 

angeschlagen am: 

abgenommen am: 

 

Der Bürgermeister  
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